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Ein Volksblatt.
Dienstags und Freitags erscheint eine Nummer in V- Bogen . Der Vorausbezahlungspreis ist für auswärtige Abonnenten , ein¬
schließlich des Oldenburgischen Poftporto 'S, vierteljährlich 36 Gr . ; für die Abonnenten der Stadt Oldenburg 34 Gr . frei ins Hau «.

V!. iLdrZLNA. Dienstag, den 18. September 1849 . 75.

Die Ansprache der Staatsregierung
vom 10 . September 1849.

Diese Ansprache an „Unser getreues Volk"  ist
in Wahrheit ein merkwürdiges Aktenstück in der Untcr-

drückungsgcschichte der Erhebung des deutschen Volkes,
wie wir sie im Jahre 1848 erlebt haben ; sie ist ein

bcwundcrnswerthes Aktenstück in der Kunst , Thatsachcn
auszubcnten , ohne der Buchstabenwahrhcit cntgcgcnzu-
Irctcn ; sie ist vollendet im Vergessen oder Ncbcrsehcn
Desjenigen , was den Absichten der Ansprache entgegcn-
zutrcten geeignet sein könnte . Wir wollen ihr Schritt
für Schritt folgen , und cs den Lesern überlassen , unser
Urtheil über diese Staatsschrift zu bestätigen oder zu
verwerfen.

Das „ getreue Volk " soll die Gründe kennen,

welche seine Regierung bewogen , dem Prcußcnbündnissc
beizutretcn . Ich meines Theils kenne keine Gründe,
doch ich gehöre vielleicht nicht zu den Getreuen , aber

ich habe auch von den Getreuen noch keinen Grund ge¬
hört , der die Regierung bei ihren Entschließungen ge¬
leitet haben kann . Ich kenne einen Grund , aber den

wirb die Regierung selbst nicht kennen , es ist die Angst
vor dem freien Volk , die Angst , daß das Volk sortsah-

ren werde darauf zu bestehen , die Negierung solle des
Volkes wegen da sein ; der Fürst sei der erste Beamte

des Volks ; die Staatseinkünfte seien allein zum Besten
des Volkes zu verwenden ; die Ucppigkeit nach oben hin

gereiche dem Volke nicht zum Nutzen , müsse also vom
Volke auch nicht bezahlt werden , und was der Dinge
mehr sind . Gegen diese Befürchtungen , um so dringen¬
der , als ein in seinen meisten Thcilcn tüchtiges Staats¬
grundgesetz dem Volke die trefflichsten Mittel in die
Hände giebt ; um so gefährlicher , als die volksftcund-

lichen Ideen durch Presse und Vcreinsrecht täglich tiefer
in die Massen dringe » ; gegen diese Befürchtungen , ihrer

Verwirklichung um so näher , als im ganzen deutschen

Volke das Bewußtsein wirkt , daß es nur durch die
Freiheit zur Einheit gelangt , war ein Bündniß , mit
Preußen ? — nein mit den Säbeln der preußischen Of-
ficicre nothwcndig ; denn die Bajonette gehören schon
zur Hälfte uns . Wenn ihr cs nicht wißt , wenn unsere

Regierung es nicht weiß , die Erfahrung wird es lehren,
das preußische Bündniß ist ein Blendwerk der Einheit,

die Unterdrückung der Freiheit und der Hort der dyna¬
stischen Zersplitterung Deutschlands . Jede Zeile des

Bundcsvertragcs redet dafür das lebendigste Zeugniß.
jede Zeile spricht von dem gegenseitigen Schutze der
Fürsten gegen das Volk.  Und dennoch sind diesem
Bündnisse 25 Millionen Deutsche  in 24 Staaten
bcigetretcn ? Das sagt die Ansprache nicht , sic sagt nur
24 Staaten mit mehr als 25 Millionen Menschen.
Gilt gesagt „ Menschen", Metternich würde gesagt haben
„Seelen " ; denn von Deutschen  kann in dem Bündnisse
keine Rede sein . Es ist ein Bündniß der Fürsten und

die beherrschen nicht Deutsche , sondern nur Menschen,
rcsp . Sclavcn . die zufällig dem deutschen Völkcrstammc
angchören . Also 25 Millionen Menschen in 24 Staa¬
ten und zwar 16 Millionen Preußen , 400,000 Mcklen-
burgcr , 1,500,000 Hessen , 400,000 Nassauer , 250,000
Brannschwcigcr , eben so viel Weimaraner und — und
das sind sie . wenn man die noch kleineren Staaten ab-
rcchnct , alle . Im Ganzen , außer den 16,000,000 Preu¬

ßen , höchstens 3 Millionen . Aber Sachsen und Hanno¬
ver ? haben sich nicht anders angcschlossen als Oldenburg
vor dem Monate September , nur daß ihnen rücksichtlich

des vorläufigen Bündnisses ganz besondere Rechte eingc-
räumt sind . Aber Baden ? Dort hat sich außer dem

Großhcrzoge Niemand angcschlossen , das Land steht unter
dem Drucke preußischer Säbel . Die übrigen 6 Millio¬
nen der Staatsrcgicrung sind nirgends zu finden als in
der Ansprache , und da werden sic auch wohl noch für ' S
Erste bleiben.
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Im Sinne der deutschen Nation will die Re¬
gierung den noch einzig möglichen Weg zur deutschen
Einheit betreten haben, indem sie gegen den Ausspruch
der Vertreter eines Theils dieser Nation dem Berliner
Bündnisse bcitritt. Wo hat denn diese Nation ihren
Sinn erklärt, etwa in Gotha, wo an die 200 „Aus¬
reißer" aus Frankfurt ihrer dünkelhaften Profcfforcn-
arroganz und ihrer feigen Thatcnlosigkcitdie Krone auf-
sctzten? oder in den Kammern vormärzlichcrZusammen¬
setzung in den beiden Hessenu. s. w. ? oder in jener
zweiten Kammer Preußens, entstanden durch Rebellion
von oben und Fehler von unten, einer Kammer, die
anerkannter Maßen nur die Minderheit des Volks ver¬
tritt ? ober gar in den Blättern, welche von dem Sal¬
bader der deutschen Dintcnklckscr, den Genossen jener
Gothaer «»gefüllt sind? Sind das die Quellen, aus
denen das Ministerium seine Ansichten über den Sinn
der deutschen Nation geschöpft hat? Der Trank wird
ihm schlecht bekommen, die Quellen sind faulig. Beruft
Euch nicht auf den Sinn der Nation, wenn Ihr in Eurem
eignen Sinn handelt. Beruft Euch daun ferner nicht
auf Befürchtungen vor Gefahren von außen, an die Ihr
nicht glaubt. Welche Gefahren drohen Oldenburg in
seiner Jsvlirung; welche Ansprüche werden an Olden¬
burg in der tiefbewegten Zeit gemacht; welche Vorthcile
könnten Oldenburg entgehen, wenn ihm der Sitz im
Vcrwaltungsralhe fehlt, wo es nie eine Stimme haben
wird? Niemand glaubt daran, daß Oldenburgs Dasein
vom preußischen Bündnisse abhängt. Die kleinen italie¬
nischen Staaten haben keine Bündnisse und bestehen; so
auch Holland und Belgien, obgleich von mächtigen Nach¬
barn umgeben. Sic bestehen Lurch die politischen Ver¬
hältnisse. und wenn diese unser» Untergang verlangen,
hilft uns das preußische Bündniß grade so viel als ein
Bündniß mit dem Kaiser von Marokko. Ebenso wie
cs sich mit dem Bestehen verhält, verhält cs sich auch
mit den Anforderungen, die inan an uns in tiefbewegter
Zeit stellen könnte. Die Berechtigung sie zu stellen und
die Nvthwcndigkcit sie zu erfüllen bestimmt sich nicht
nach Bündnissen, sondern nach ganz anderen politischen
Kräften. Und was nun gar unsere Vorthcile anlangt,
die wir vernachlässigen könnten, so kann doch nur von
Vorthcilcn die Rede sein, deren Zutheilung in der Hand
des Verwaltungsrathcs liegt. Ich kann cs nicht glau¬
ben, daß das Ministerium an das alberne Mährchen
glaubt, welches uns von mehreren Mitgliedern der Min¬
derheit des aufgelösten Landtages aufgctischt wird, der
oidenbnrgischc Kricgshafcn für die deutschen Kriegsschiffe
sei in Gefahr, für die Kriegsschiffe, deren Mannschaft
vor wenigen Tagen auf die Frankfurter Centralgcwalt

beeidigt ist. Der ausgesprochene Zweck des vorläufigen
Bündnisses, dem der Vcrwaltungsrath vorsteht, in dem
uns ein Stimmrecht für den Fall des Beitritts so gut
wie verweigert wurde, ist kein anderer, als der des
deutschen Bundes, das Unrecht der Fürsten gegen die
Völker zu schützen. Von Vortheilen der Völker ist nir¬
gends die Rede,  als wo cs sich um den berüchtigten
Entwurf einer Reichsverfaffung handelt;, von Handel
und Gewerbe, von Straßen und Kanälen keine Spur.
Der Verwaltungsrath und das vorläufige Bündniß rie¬
chen nach den Brandstätten Dresdens und dem Blute
der gemordeten Badenser. Welche Vorthcile sind da zu
versäumen als Belagerungszustand mit Willkür und
Standrecht. welche Anforderungen sind zu vermeiden,
als nicht inne zu halten mit der Bildung des zweiten
Procentes Militär; welche Jsvlirung ist zu fürchten, als
die Jsvlirung eines freien Staates , während rings die
deutsci-en Stämme unter das Joch des Absolutismus
gebeugt werden. That der Landtag recht, dies Bündniß
abzulehnen, so lange keine zwingende Nvthwendigkeit
oblag? Denn er lehnte nur „zur Zeit" ab.

Die Staatsregicrungspricht freilich nur von einer
Ablehnung, ohne hinzuzufügcn„zur Zeit", von einer
Ablehnung durch 21 Stimmen gegen 20. Die zwanzig
Stimmen, sagt sie. waren für uns,  die 21 Stimmen
waren sich uneins in ihren Gründen, und nun frisch¬
weg den Landtag anfgclös't. um an's Volk zu appelliren,
und inzwischen sich unbedingt  dem Berliner Bünd¬
nisse anzuschließcn. So die Ansprache. Denn wenn
auch der unbedingte  Anschluß daraus nicht wörtlich
hcrvorgcht, eines Theils entspricht eine solche nur den
bisherigen Verhandlungen in Berlin und dem Anträge
der Regierung beim Landtage, andern Theils würde
man gestellte Bedingungen nicht verschwiegen haben, da
die Regierung sehr wohl weiß, daß unter den 20 höch¬
stens4 bis 6 Stimmen für den unbedingten  Anschluß
waren. Und dennoch beruft sich die Regierung auf die
ganze Minderheit. Wie schnell sich die Voraussicht des.
Lcntralausschusscs gerechtfertigt hat : das Ministerium
werde eine bedingte Zustimmungals eine unbedingte
cntgegcnnchmen oder sie einer ablehnenden gleich achten.
Elfteres ist geschehen, und gicbt uns von Neuem die
Lehre, daß Halbheit nur ausgcbcutet wird, nur vernichtet
zu werden, sobald man sie nicht mehr gebrauchen kann.
Was wird die Minderheit thun? Wenn sic ein Fünckchen
Ehrgefühl im Leibe hat, muß sie gegen die Ausbeutung
des Ministeriums protestiren, um wieder gut zu machen^
was sie in ihrer Blindheit schlecht gemacht hat. Wenn
nicht, so bleibt dem Volke nur übrig anzunehmen, die-
Minderheit habe nicht sich, sondern das Volk getäuscht.



Allein zurück zum Ministerium, das sich vergeblich auf
eine große Minderheit stützen will, das wissen muß, daß
sein Antrag auf unbedingte Ratifikation höchstens6 Stim¬
men gehabt haben würbe. Es wirft der Mehrheit Zer¬
fahrenheit in den Gründen der Abstimmung vor. Das
Volk urtheile selbst, indem es den Ausschußberichtzur
Hand nimmt. Ausgehend von der Rechtsgültigkeitder
Rcichsverfassung weist der Ausschuß durch zwanzig und
mehr Gründe nach, daß ein Abgehen vom Rechtsboden
durch die Umstände, durch Vortheile oder Nachthcile nicht
geboten, und deshalb rechtlich unmöglich sei. Wenn
dagegen einzelne Redner der Mehrheit diesen ober jenen
Grund als den für sie hervortrctcndstcn heraushoben,
wenn ihnen andere Gründe mehr unterstützend als
maßgebend erschienen, so kann das der einheitlichen Auf¬
fassung wie sic im Ausschußberichtc nicdcrgclegt ist, kei¬
nen Abbruch thun. Ja , selbst die Redner der Abgeord¬
neten aus der Mehrheit ergänzen sich gegenseitig in der
Weise, daß auch aus ihnen der Ausschußbcricht ausgc-
zogen werden könnte. Von Widersprüchen ist nichts zu
finden; wo bleibt also die Zerfahrenheit in der Be¬
gründung. Nun, sagt endlich die Regierung, dann ist
die Mehrheit uns wenigstens den Wegweiser zur deut¬
schen Einheit schuldig geblieben. Sie ist ihn nicht
schuldig geblieben; mehr als einmal ist es gesagt, die
Freiheit des Volkes sei der Führer zur deutschen Ein¬
heit. Und will die Regierung den Weg noch genauer
wissen, sic findet die Antwort in den Reden der Mehr¬
heit, cs ist der eonstitutioncllc Weg. Volk und Regie¬
rung mögen gemeinsam einen zweiten Reichstag beschi¬
cken, der über das Schicksal Deutschlands entscheide.
Aber diesen Weg wollen die Regierungen nicht und
ihren Weg will das Volk nicht. So wird es dahin
kommen, wohin der dauernde Zwiespalt führen muß,
zur Vernichtung des einen oder ankeren Thcils. Vor¬
läufig aber wird die Regierung Recht behalten, weil sic
die Macht hat. Darum hätte sie auch nicht nöthig ge¬
habt, sich auf neue dringliche Umstände zu berufen, von
denen Niemand weiß und an die Keiner glaubt.

Ich schließe, wie die Regierung, mit dem Wunsche,
daß sich das Volk zahlreich und eifrig bei den bevor¬
stehenden Wahlen bcthcilige, und nur denen seine Stimme
gebe, die cs als die Vertreter seiner Interessen und
als Männer von politischer Einsicht kennt; daß cs seine
Stimme aber denen entziehe, die sich selbst oder das
Volk täuschten, um der Regierung willfährig zu sein,
denen cs an politischer Einsicht mangelte, bas zu sehen,
was dem Auge Jedermanns offen lag.

Gemeinde - und Kreis -Ordnung.
In Nr. 68. bis 70. der Neuen Blätter wird aus¬

geführt, der Entwurf der Gemeinde- und Kreis-Ord¬
nung könne nicht zum Gesetze erhoben werden, weil un¬
sere Gemeinde-Mitgliederd. h. wir Oldenburger, zu
wenig verständig»nb gebildet seien, »in die Angelegen¬
heiten der Gemeinden, ohne obcrvormundschästliche Auf¬
sicht der Behörden, verwalten zu können.

Nun, das ist eine Ansicht, über die sich streiten
läßt. Was soll man aber sagen, wenn im „Volks-
frenndc" Nr. 72. ausgesprochen wird:

kiese Artikel seien mit Geist und Sachkenntmß ge¬
schrieben und verdiene» in hohem Grade Beachtung.
Man empfehle sic namentlich den Kirchspiels-Aus¬
schüssen. die jetzt ihr Urtheil über die Gemeinde-
Ordnung abzugeben haben, als die Grundlage einer
in den wichtigen Gegenstand eiudringenvcn Kritik.

Was ist hier  größer, die Artigkeit oder der Scharf¬
sinn, der Geist oder die Sachkenntnis

Den Kirchspiels-Ausschüssen, also den Auserwähl-
tcn  der Gemeinden, werden Artikel dringend empfohlen,
worin ihre politische Unmündigkeit  behauptet
wird, und dabei wird versichert, daß der Verfasser
den Nagel ans den Kops getroffen habe.
Gewiß, das ist aufrichtig, artig!

Und zu welchem Zwecke geschieht diese Empfehlung?
— Um den Kirchspiels- Ausschüssen eine Grundlage zu
geben für eine in den wichtigen Gegenstand ein drin¬
gende Kritik! — Sind das nicht Widersprüche:
Unmündigkeit, Unfähigkeit und — in den Gegenstand
cüibringenkc Kritik?

So lernen wir die wahren VolksfrcunLc kennen.
Schade wär's . wenn jene drei gcist- und sachkcnntniß-
rcichcn Artikel nicht besonders abgedrnckt und mit den
wöchentlichen Anzeigen vcrthcilt würde». Die Kosten
würde der Landtag gewiß gerne bewilligen.

Uebrigcns ist cs wohl nur ein Mißverständnis?, wenn
in der volksfrcnndlichen Empfehlung geäußert wird, daß
die Kirchspiels-Ausschüsse ihr Urtheil über die Gemeinde-
Ordnung jetzt abzngebcn haben. Das würde unserer
Meinung nach heißen im Sinne des Volksfrcuudcs:

der Landtag allein ist nicht befähigt, die Sache zu
beurthcilcn; wir müssen daher wenigstens versuchen,
ihre Selbstbekenntnisseder am wenigsten unfähigen
über die Unmündigkeit der übrigen Mitglieder der
Gemeinden vorznlcgen.
Oder soll etwa das vormärzliche Institut der Kirch¬

spiels-Ausschüsse practisch erhalten werden in dem Sinne,
wie Herr v. Radowitz die Rückkehr zum alten Bundes¬
tage als möglich in Aussicht stellt?

Wir erwarten, die Kirchspiels-Ausschüsse werden, ihre
Stellung erkennend, das geforderte Gutachten ablchncn
und an den Landtag verweisen. Uebrigcns werden sic
auch wissen, daß die Grundlage des Entwurfs
der Gemeinde - und Kreis - Ordnung durch
§§. 62 . bis 60 . des S ta a t s gr undgesc tzcs be¬
reits zum Gesetze erhoben  ist ! Sollten wohl die
Neuen Blätter und der Volksfreunv die Unrichtig¬
keit  dieser letzten Ansicht für so unzweifelhaft arischen,
daß sie eine Widerlegung für unnöthig hielten? Hüten
wir uns vor solchen Lehrern und Rathgebern! — Wer
für Ungeübte schreibt, sollte es am wenigsten unter¬
lassen. uns die Zweifel und Bedenken gegen die von
ihm vrrtheidigtc Sache hcrvorznheben, zu beleuchten und
zu widerlegen. Nur auf diese Weise wird ein richtiges
Urtheil und ein freier Entschluß bewirkt; aber -— das
paßt oft nicht in de» Kram!

Cloppenburg 1849, Septbr. 12.
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Willkommen
Herr Pastor  von Lindern.

Spr . Salomonis Cap . 19 . V . 10.

Delmenhorst . Judas.  Patriot.

Unser Kriegshafen.
Aus ' Franksurt , wo die deutsche Ccntralgeivalt sich

noch nickt „verzogen"  hat , wie die Freunde des preu¬
ßischen Rückschritts es wünschen , daß sie es thäte,  be¬
richtet die lithographische Korrespondenz:

„Der Marinerath Jordan ist nach Hannover
gesandt worden , um die Angelegenheit wegen einstweili¬
ger Uebernahme der deutschen Marine von Seiten Han¬
novers ( !) zu fördern . Von dort soll er sich , im
Aufträge des Marine - Ministeriums nach England bege¬
ben . um das für jenes neu erbaute Dampfschiff »Cora«
zu übernehmen und dasselbe definitiv : „ Der Königliche
Ernst August"  taufen zu lassen . "

Da haben wir 's ! Das sind die Folgen unsres An¬
schlusses an das Berliner Bündniß . Wir hatten die
deutschen Kriegsschiffe , wir hätten sie behalten können
und mit ihnen den Anfang zum Kricgshafcn . wenn wir
treu geblieben wären . Wir sind abgefallen ; jetzt be¬
kommt Hannover die Schiffe und Hannover hat auch

gute Gelegenheit zu einem Kricgshafcn . O die klugen
Zwanziger!

Einem zum Landtags -Abgeordneten erwählten
Staatsdiener

kann der Urlaub nur unter Zustimmung des Landtages
verweigert werken , und in den Fällen , wo man diese
Zustimmung zu erlangen hoffte,  hat man bisher damit
kein Glück gehabt ; den Abg . Böckcl und v . Lindern
hat der Urlaub , wenn auch noch so widerwillig , bisher
crthcilt werken müssen . Aber v . Lindern  ist als Hülfs-
predigcr und Rector der Schule in Delmenhorst nur
provisorisch angestellt . das heißt : man kann ihm diesen
Dienst nach Belieben kündigen . Auf diesen Grund ist
diesem Manne , der sich nun schon auf zwei Landtagen
als ein Mann des Volks bewährt hat und welcher da¬
durch allerdings Manchem mißliebig geworden ist , eröff¬
net worden , daß er entweder sich verpflichten müsse , die
Wahl zum nächsten Landtage auszuschlagcn , oder sich
darauf gefaßt zu halten habe , seine Stelle zu verlieren.
Pflichten gegen Weib und Kind können den Familien¬
vater , welcher zu einem anderen Brodcrwcrb in unserem
kleinen Lande nickt leicht Gelegenheit finden möchte,
allerdings dazu zwingen , aus der Reihe unserer Landcs-
vertrcter auszutretcn . Aber das Land wird dessen ge¬
denken bei den Wahlen zum nächsten Landtage ! und je

unerhörter so etwas bisher im Oldenburger Lande war.
um so mehr möchten unsre Wahlmänncr darauf Bcdackt
sein , anstatt des einen Oppositionsmanncs mehr als
einen wieder in den Landtag hineinzusctzcn . Freilich,
das Wohl der Delmenborster Schule soll auch beachtet
werden . Aber woraus besteht denn diese Sckule ? Wenn
wir recht unterrichtet sind , aus 6 Knaben und 6 Mäd¬
chen . Das ist denn doch recht wenig , wenn cs sich
darum handelt , ob ein ganzer Kreis seinen Vertreter
haben soll oder nicht ; und zu v . Liuderns  Amtsver-
trctung ist ein in Delmenhorst sehr beliebter , vollkommen
tüchtiger Lehrer zur Hand und jetzt in Thätigkcit . Jst 's
also ein Parteimanövcr , so wird cs mißlingen und im
Lande nur die Ncberzeugung befestigen helfen , daß es
Noth thut . v . Linderns  Partei im nächsten Landtage
noch zu verstärken.

Zur Linderung des Elends

der deutschen politischen Flüchtlinge in der Schweiz sei
jedem warm fühlenden von Vaterlandsliebe und Freisinn
beseelten Oldenburger , als Deutschen , der Aufruf des
ehemaligen badischen Diktators A . Goegg  in Nr . 253.
der Zeitung für Nordteutschland — aufs dringendste
zur Beherzigung und Bethätigung empfohlen , namentlich
auch den Kreisen freisinniger Männer , die sich in diesen
Tagen in unserm Lande Behuf der Besprechung der be¬
vorstehenden Wahlen zusammcnfindcn werden , von

einem Menschenfreunde.

Zur Entgegennahme und Weiterbeförderung auch der
geringsten Gabe erklären wir uns gern bereit.

Der Beobachter.

Erklärung.

Ilm Mißdeutungen zu begegnen , erkläre ich hiermit
auf das Bestimmteste , daß mir das Rcdactions - Geschäft
des „Beobachters"  fern liegt und ich damit in keinerlei
Berührung komme , und daß nur der Redaktion
allein  die Verantwortlichkeit des „Beobachters"
zusällt . Gerhard Stallin g.

Berichtigung.
In dem Artikel „Blößen"  in Nr . 72 . ist in dem

Griechischen das Wort ausgelassen.

Einsendungen werden unter der Adresse:
Skn - ie Re - aetion - es Beobachters in Oldenburg
in der Verlagshandlung von Gerhard Stallin  g unfrankirt
angenommen.

Bestellungen aus dem Lande auf das mit dem 1 . Octobcr beginnende neue Quartal des „Beobach-
ters"  bittet man baldigst bei Großh . Postamts - Zeit ungs - Exp cd itio  n hier zu machen,

indem dieselbe sonst nicht für die Lieferung der vollständigen Nummern cinsteht.

Redacteur : Wilhelm Calberla. — Schnellpressendruck und Verlag von Gerhard Stalling in Oldenburg.

(Hierzu ein Beiblatt .)



Beiblatt zu Nr . 75. des „Beobachters " vom 18. September 1849. 1

Reden über den Anschluß an das Berliner
Blindniß.

a) Des Abg. v. LiNdcdN.

Wenn es sich heute darum bandelt, ob wir den An¬
trag der StaatsrcgierüngannehMcU sollen oder nicht,
so muß dreierlei wohl ins Auge gefaßt werden, nämlich
erstens, ob das Bündniß, das uns geboten wird, Mit
allem was eS uns bringt, auch dem Interesse des deut¬
schen Volkes entspricht, ob cs dem Oldenburger Lande
wesentliche Vorthcile zuweNdctoder nicht; — zweitens
ob wir Vertrauen haben können zu denen, Mit welchen
Wik einen Vertrag schließen, daß sie denselben bewahren,
daß sie sorgen werden für die Freiheit» den guten Na¬
men der deutschen Nation gegen das Ausland. Drittens
haben wir die Frage zu beantworten, ob wir vielleicht
durch Verhältnisse, durch unsere Lage uNd Umstandege¬
zwungen sind, trotzdem daß wir die erste und zweite
Frage verneinen Müssen, dem Bündnisse dennoch betzn-
tretcn. Wenn wir nicht darüberklar geworden sind»
können wir uns nicht entschließenzum Ablehnen oder
Annehmen. Sie werden mir erlauben, Meine Herten,
auf diese drei Punkte Rücksicht zu nehmen. Ich komme
auf die Frage, bringt das Bündniß dem deutschenVolke
und unscrm Lande wesentliche Vortheile? Alle Redner
vor mir haben cs vergessen, oder sie haben cs nicht ge¬
wollt, auch die schönen Seiten dieses Entwurfszu ent¬
falten, oder darauf aufmerksamzu machen. Ich werde
mir erlauben» wenigstens in einigen Punkten die guten
Seiten des Entwurfs zu berühren. Es wird uns ver¬
sprochen, wir sollen ein gemeinschaftliches Maß-, Münz-
und Gewicht-System erhalten Und einen gemeinschaftlichen
Zollvcrband. Das ist etwas Großes, etwas Wünschens-
werthes, wonach die deutsche Nation sich schon lange ge¬
sehnt hat, und wer auf Reisen in Deutschland die Quä¬
lereien erfahren hat, denen man ausgesetzt ist, wird, weil
es unserm Vaterlandc hieran fehlt, beistimmcn, es wäre
etwas Großes, etwas Wünschenswertstes, wenn wir durch
die Annahme des Entwurfs cs dahin brächten. Es
wäre ab» auch in der Politik etwas Schönes, weil
durch diese Förderung der Einheit in materiellenDingen
auch die geistige Einheit befördertwürde. Ich sage also,
es ist schon dieses etwas Großes. Zweitens wird uns
im Entwurf versprochen, wir sollen eine gemeinsame
diplömatischeVertretung im Auslande haben und cs soll
das Elend des deutschen ConsulatwescNsaufhören, cs

sollen aufhvren die vielen Gesandtschaftenan fremden
Höfen, die nichts zu vertreten haben, als einige Tausend
Menschen dcS Inlandes in Ländern, wo man über Mil¬
lionen, vielleicht über 100,000,006 gebietet. Es würde
dann Englandnicht mehr einfallen, die deutschenKriegs¬
schiffe für Kaperschiffe zu erklären. Drittens stellt uns
der Entwurf in Aussicht eine gemeinschaftliche deutsche
Flotte und ein gemeinschaftliches Heer. Ist das nicht
auch etwas Wünschenswertstes, etwas Großes, wonach
wir mit allen unfern Kräften streben müssen? Ja gewiß,
es zeigt das schon ein anderes Bild von unserem Volke,
als wir es in den letzten deutschen Kriegen gegen Frank¬
reich gesehen haben, wo der Deutsche gegen den DeNE
schcn aufstand und zu Ehren Frankreichs gegen seine
deutschen Brüder focht. Das würde aushörcn und die
Zerrissenheit des Vaterlandeswürde hier ihr Ende fin¬
den. Es würde fernerhin eine Armee für Deutschlands
Ruhm und Ehre cinstehen und Deutschlands Flotte auf
dem Meere zeigen» daß das schwarz-roth-goldcne Banner
noch nicht uniergcgangcn ist. Die Vorthcilescheinen
also groß und mannigfaltig' wenn gleich ich auch nur
diese hervorgehobcn habe. Sie scheinen, sage ich,
denn in der That sind sic es nicht. Was Nr. 1.
betrifft» daß wir ein einiges Zoll- und Handels-Gebiet
haben sollen, so müssen wir vorerst ausmcrzcn7 Mil¬
lionen Oesterreich» , denen4 Millionen Baiern Nachfolgen
und 1'/., Million Würtembcrger sich anschlicßenlassen.
Das ist ein Abzug von 12 Millionen, die sich dem Handcls-
und Zollverband nicht anschlicßenwerden, und somit
wäre der schöne Traum dahin, daß wir in materieller
Hinsicht die Einheit erzielten. Nun wird man sagen,
cs bleibt die diplomatische Vertretung nach Außen; allein
wie ist cs möglich, sic zu erlangen, wenn wir selbst da¬
hin wirken, daß unser Deutschland in zwei Theile zer¬
rissen wird. Nehmen wir das Bündniß an, und ist
damit die Rcichsverfassnngins Leben getreten, dann ha¬
ben wir nicht eine diplomatische VertretungDeutschlands,
sondern eine preußische und österreichische, und Deutsch¬
land, auf dessen Ruf sich Alle schaarten in Frankfurt,
um das einige Deutschland zu gründen, ist wieder wie
ein Traum dahin. Meinen Sic denn, meine Herren,
daß wir dann noch ein Heer und eine Flotte haben
werden» worauf wir mit Stolz Hinweisen könnten? Nein,
sondern wir weiden das Schwert geschliffen haben, um
Deutschlandzu zerstückeln, wir werden das Schwert ge¬
schliffen haben zutn Bruderkrieg» wir werden das Trauer-
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